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Nach Jahrzehnten "Prosperität ",
"Wirtschaftswunder", ".Konjunktur",
sprechen die bürgerlichen Fachleute
und Verteidiger des kapitalistischen
Systems nun von "Rezession". Sie
sprechen von "Stagflation" -- Stagna­
ti on und Inflation in einem - sie re­
den von "Strukturbereinigung " . Für
über eine Million Arbeiter in der
BRD heißt das schlicht und einfach
"stempeln ", für Millionen Arbeiter
und Angestellte in Italien, Frankreich
und England heIßt das, daß sie für
das zum täglichen Leben Notwendige
nun täglich mehr und mehr Geld hin­
legen müssen; das heißt für die Käf­

lacher Arbeiter, für die Beschäftigten

von Swarowsky und •.• (die Liste könn­
te fortgesetzt werden), den Verlust des
Arbeitsplatzes, Existenzangst. Was der
Kapitalist schlicht als ".Konkurs" be­
zeichnet - bei dem er zuguterletzt
sich einen Großteil seiner Zahlungs­
verpflichtungen schenken läßt -

heißt für die Arbeiter Auf-dem-pfla­
ster -liegen.

Der 1. Mai 1975 steht im Zeichen
dieser weltweiten Entwicklung, der
bisher tiefsten und schärfsten Krise
des kapitalistischen Systems seit dem
2. Weltkrieg. Sie trifft Österreich
noch nicht in ihrer vollen Wucht,
aber es wird auch hier nicht so glimpf-

lieh abgehen wie 1969, als sich in der
BRD die ersten Anzeichen des Endes
einer Periode ungehemmter Kapital­
akkumulation ankündigten. In Öster­
reich trifft die Krise aber eine Arbei­
terschaft' die von einer Sozia ldemo­
kratie a Ia Kreisky und Benya weitge­
hend entpolitisiert und das heißt eben
entmündigt wurde. Sie lebt heute
noch tief versunken im Un -Geist der
Sozialpartnerschaft, jener großen Il­
lusion, deren Motto lautet: "Leben
und leben lassen". Wenn die äster­
reichische Arbeiterschaft nun mit ei­
nem Paukenschlag aus diesem Däm-
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Was hat Staberl
gegen die UNO ?

Man mUß den wirklichen Druck noch
drUCkender Il1Achen. indem man ihm
das Bewußtsein des Drucks hinzufügt,
•••man muß diese versteinerten Ver­
hältnisse dadurch zum Tanzen brin­
gen. daß man ihnen ihre eigene Me­

10die vorsingt !

KARL MARX

OFFENSIV. weil Verhältnisse, die
drücken. sich nicht von

selbst verändern.

LINKS, weil wir Widersprüche auf­
decken, Erfahrungen ins Be­
wußtsein rufen. Probleme
verallgemeinern. die die
Überlebtheit, ja Lebensge­
fährlichkeit des Kapitalis­
mus offenlegen - bei uns
in ÖSterreich und in der
Welt. Links. weil wir die
Sackgassen in der Entwick­
lung der sogenannten sozia­
listischen Länder auch als
solche kennzeichnen.

off e os iv li nk s - solidarisch mit

allen Kämpfen gegen Aus­
beutung und Unterdrückung,
solidarisch mit aUen Bewe­
gungen für den Sozialismus.
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merschlaf gerissen wird. wie wird sie
reagieren. wie wird sie agieren ,Wird
sie, wie die Arbeiter und Angestell­
ten anderer westeuropäischer Länder
im "Sozialpartner" den Klassengeg­
ner erkennen und gegen ihn den
Kampf aufnehmen, Hier werden die

Auswirkungen der internationalen
Klassenkämpfe auf das Bewußtsein
keine geringe Rolle spielen. Denn

die ökonomische Krise des Imperialis­
mus, der amerikanischen, japanischen
und westeuropäischen Monopole fällt

mit einer politischen und moralischen

Führungskrise der gesamten imperiali­

stischen Welt zusammen, zu der am
Rande auch Österreich gehört.

Der 1. Mai 1975 ist - weltweit gese­
hen - ein roter 1. Mai. er steht auch
im Zeichen des Zusammenbruchs der
Marionettenregimes der USA in Indo­
china. des Sieges der nationalen Be­
freiungskräfte. Er steht im Zeichen

der Erschütterung des aggressiven
NATO-Bündnisses in Weste uropa durch
die EntWicklung in Zypern und Grie­

chenland. durch den Sturz des Faschis­
mus in Portugal, der zum Kollaps des
lusitanischen Kolonialsystems in Afri­
ka. in Angola. Mozambique, Guinea­
Bissau und Kap-Verden geführt hat. In
Spanien wird der Faschismus mit Fran­

co ebenfalls ins Grab sinken. In Italien
und Frankre ich kündigen sich entschei­
dende Auseinandersetzungen zwischen
den Klassen an, die weit über die Be­
deutung von ökonomischen Kämpfen

Nicht nur die UNO-City ist ein stän­
diger Angriffspunkt des Herrn Ni m ­
m er r ich t er. Ihm paßt die ganze
Richtung nicht. In schöner Regelmä­
ßigkeit zürnt er, daß "in den Niede­

rungen der UNO mit dem massiven
Stimmenblock der kommunistischen

und der unterentwickelt en Staaten"
gegen US-Interessen "wahrhaft
schändliche Dokumente" beschlossen
werden, von Analphabeten. Dazu
war die UNO ja wirklich nicht ge­

gründet worden.

hinausragen werden. Werden diese
Beispiele auch in ÖSterreich wirken.
wird ihre Bedeutung und ihr Gehalt
auch von der österreichischen Arbeiter­
schaft verstanden werden ,

Vieles hängt davon ab, ob die Kreml­
Bürokratie in der nächsten Zeit posi­
tive Änderungen in ihrer Innen- und

Außenpolitik vornimmt, vor allem
aber alles vermeidet. was zu ähnli­
chen Katastrophen führen könnte wie
die Intervention zu Prag 1968.(Husaks
Erkl!rung auf den Brief Dubceks, in
welchem er an der jetzigen Politik
der Prager Führung Kritik übt: Dubcek
soll sich in den Westen scheren, ist
nicht nur jämmerlich und feig. sie ist
beste und willkommenste Nahrung für
den Antikommunismus in den westli­
chen Ländern. Diese Art von politi­
scher Argumentation entspricht genau
der an westliche Kommunisten gerich­
tete Aufforderung der Reaktion:"Geht'

doch in den Osten! ")

Daher kommt es vor allem auf die un­
sektiererische und undogmatische.
auf eine neue Linke an. Wenn es ihr
gelingt, in der Arbeiterschaft ein
neues Vertrauen für den Sozialismus
zu wecken. Klassenkämpfe korrekt zu
unterstützen, sich in den Betrieben
und an den Hochschulen. in den

Städten und Gemeinden zu verankern,
ist alle Hoffnung berechtigt, daß auch
in Österreich ein Aufschwung der fort­
schrittlichen Kräfte eine EntWicklung
ermöglicht. an deren Ende eine
sozialistische Gesellschaft entsteht.

Z.P. *

War schon der Eintritt der VR China
1971 - nach jahrzehntelanger Blockie­

rung durch ein US - Veto - dem Mu­
sterbürger ein Dom im Auge. so
brachte offenbar die letzte Session
das Faß vollends zum Überlaufen.
Und Staberl machte sich wie immer
zum Sprecher der Kleinbürger. Er
kann es einfach nicht fassen. daß
"der internationale politgangster
Arafat" minutenlang stürmisch be­
jubelt wird. Und die USA finanzieren
dabei noch einen erheblichen Teil



des 290 -Millionen -Dollar - Haushaltes.
nämlich genau 25%. Es ist zu verwir­
rend.

Nun, die letzte Session hat die schon
seit längerem vorhandene Tendenz­
wende in der UNO tatsächlich offen­
kundig gemacht. Unter der fähigen
Geschäftsführung des algerischen
Außenministers B0 u te f1 i k a konn­
ten die Länder der Dritten Welt eini­
ge spektakuläre Coups landen wie
etwa den Arafat-Auftritt und eine zu­
nehmende Isolierung Israels. Sie stan­
den dabei einer unsicher gewordenen
Front hochentwickelter kapitalisti­
scher Länder gegenüber. Und auch
einer zunehmend verwirrteren Sowjet­
union. Das nimmt nicht wunder, ist
doch die Geschichte der UNO zu­
gleich eine Geschichte sowjetischer
Unfähigkeit.

Als die UNO gegründet wurde (offi­
ziell1945. de facto 1942), wurde sie
es im Zeichen des antifaschistischen
Kampfes. Und die UdSSR fiel darauf
herein. Kaum war der Krieg vorüber
und der Kalte Krieg im Gang. fand
sich das damals noch kleine sowjeti­
sche Lager, obgleich aufgefettet
durch einige Tricks, in einer hoff­
nungslosen Minderheit. Die UNO war
als imperialistisches Machtinstrument

der USA konstruiert und funktionierte
als solches eine Zeit lang blendend.

Doch die Optik ist verzerrt. Tatsäch­
lich ist die Generalversammlung we­
nig mehr als ein Propagandaforum.
Beide Supermächte finden sich im
einträchtigen Bemühen, ihr gegen­
über den Sicherheitsrat zu stärken.
Und die tatsächliche Arbeit geht vor
allem in den Sonderorganisationen
vor sich; und dort haben die USA
nach wie vor eine sehr starke Stellung.
Um die nicht zu verlieren, nehmen
sie die schlechte Optik in der Gene­
ralversammlung in Kauf. Es ist
schwer denkbar, aus der UNO auszu­
treten, aber die Stellung in den an-

geschlossenen Organisationen benut-
zen die USA um ihre Interessen durch­
zusetzen. (Obwohl die BRD jahrelang
so was praktizierte, allerdings, weil
sie nicht in die UNO hineinkonnte.)
Die Dritte Welt aber, gegen die die
westliche Journaille alle Kettenhunde
losläßt. hat noch bei weitem nicht
die Stellung, die man ihr zuschreibt.
Doch ihr Einfluß wächst. Und hier
liegt ja auch der Grund für die Wut.
Wie es Waldheim erstaunlich
offenherzig sagt: Der Grund für die
Kritik liegt im Zurückgehen des
westlichen Einflusses. Die Organisa­
tion sei anfangs "nahezu" Gremium
der westlichen Welt gewesen, nun
aber habe die Dritte Welt die Mehr­
heit.
Die Wandlung der UNO von einer im­
perialistischen Rechtfertigungsmaschi­
ne zu einem antiimperialistischen In­
strument ist gewiß nicht wichtig ge­
nug, um Dialektik in gewisse Hirne
zu pauken. Man sollte sie aber beach­
ten. Dann kann man nämlich auch
verstehen, wieso Staberl so Angst hat,
daß "die Kommunisten und die Un­
terentwickelten morgen schon durch
Mehrheitsbeschluß dekretieren könn­
ten, daß die Erde keine Kugel son-
dern eine Scheibe sei." Und das mög­
licherweise gar noch in Wien, wo der

Fortschritt zu Hause ist. *
A. R.

"TAGESMüTTER" -
neue Art von Heimarbeit

Allein die Anzahl der Vetos der Groß­
mächte spricht Bände: um sich irgend­
wie zu behaupten, mußten die Sow­
jets dauernd dieses Instrument ein­
setzen und brachten es auf weit über
100, während die anderen vier Staa­
ten zusammen keine zwei Dutzend
benötigten. Trotzdem konnte der
Sicherheitsrat 1950 Nord -Korea zum
Aggressor erklären und die USA mit
der Kriegsführung beauftragen - die
Sowjetunion hatte sich nämlich ge­
rade "rechtzeitig" zurückgezogen.
Dafür befürwortete sie 1960 den
Kongo-Einsatz - und kam nach einer
Woche drauf, daß sie dabei wieder
einem imperialistischen Manöver auf­
gesessen war. Danach schien es kurze
Zeit, als hätte sie Aufwind, bis sie
merkte, daß die Blockfreien selbstän­
diger wurden. Inzwischen findet sie
sich in der unangenehmen Lage, in
der Generalversammlung mit der
Dritten Welt stimmen zu müssen, oft
gegen ihre Interessen, aber um nicht
jeden Kredit zu verlieren.

Großartig wird bei dem Modellver­
such "Tagesmutter" von einem neuen
Weg der Kinderbetreuung gesprochen.
Die Wiener Kinderfreunde haben an­
geblich mit diesen, vom Jugendamt
angestellten und mit einem fixen Ge­
halt (mindestens S 4. 180, - brutto
monatlich und jährlich S 3.000.-
für Wohnungsabnützung) entlohnten
"Müttern ft gute Erfahrungen gemacht.
Neben den eigenen Kindern erhalten
diese zwei bis sieben fremde Kinder
zur Betreuung. Sie werden in einem

Monat in den Kindergärten der Wie­
ner Kinderfreunde ausgebildet. zwei-

mal monatlich werden Sprechstun­
den und Kurse abgehalten, einmal
wöchentlich besucht eine Betreuerin
die Gruppe, bei plötzlich auftreten­
den Problemen können sie sich tele­
fonisch an den benachbarten Kinder­
garten werden. Seminare für Kinder­
gärtnerinnen können auch die Tages­
mütter besuchen. (Lt. ÖGB-Nach­
richtendienst v. 6.3.75).

Auf den ersten Blick sieht diese
Konstruktion sehr verlockend aus.
Näher betrachtet zeigen sich Pferde­
füsse.
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Im Schnellsiedeverfahren werden
Heimarbeiterinnen im Erziehungs­

bereich gezüchtet, die über die
fehlende Zahl an Kindergärten mit
qualifizierten Betreuerinnen und Be­

treuern hinwegtäuschen soll. Die
betreffenden Frauen erhalten zwar
jetzt ein Gehalt für ihre Kinderbe­
treuung, was vorher als "Privatver­
gnügen" galt, und brauchen keine

Unterbringungsmöglichkeit für die

eigenen Kinder. Doch verbleiben
sie weiter in ihrer Isolation zu Hause
und "genießen" die gesamten Nach­

teile der Heimarbeit.

Es ist ein untauglicher Versuch, um
die vorhandenen Schwierigkeiten der
Kinderunterbringung und der finanzi­

ellen Unterstützung der Frauen, die
wegen ihrer Kinder keinem Beruf
nachgehen können, zu verdecken.

großteils dieser Meinung sind. Aus
den vorliegenden Ergebnissen der
Untersuchung ziehen die Verfasser
den Schluß: "... In Anbetracht der
unveränderten starken Einseitigkeit
der Mädchenausbildung auf allen
Ebenen ergibt sich daher die Notwen­
digkeit die Eltern über Berufsmög­
lichkeiten, Berufs- und Karriere­

chancen von Mädchen noch besser
zu informieren als bisher".

Gesucht werden vor allem:

Darauf folgend mehrere Seiten
"Freie Arbeitsplätze für Frauen",

die das vorher geschriebene wieder
aufheben. Angeboten werden natür­

lich Stellen, die üblicherweise für
Frauen reserviert sind.

24 Verkäuferinnen im Textilhandel
12 Verkäuferinnen im Lebensmittel­

handel und 6 Kassierinnen
15 Kanzleikräfte
76 Arbeiterinnen in der Bekleidungs­
Textil-Leder-Branche

39 Arbeiterinnen im Gastgewerbe (vor
allem Küchengehilfinnen)
21 Ladnerinnen im Lebensmittelge­

werbe
46 Bedienerinnen und 8 Friseurinnen.

*

"Paß auf, daß du nicht zurückbleibst!"

,,~...~ ...... • •• M,....

Apropos:
JAHR DER FRAU
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Die Arbeitsmarktverwaltung widmet
in der Nummer 4 ihres "Arbeitsmarkt­

anzeigers für Wien" einige Sonder­
seiten dem internationalen Jahr der

Frau.

Auf einer Seite wird gemäß der UNO­
Resolution darauf hingewiesen -
"Der Frau soll auch in der Ausbildung

Gleichberechtigung mit dem Mann
eingeräumt werden, sie soll die
gleichen Aufnahmebedingmgen ha­
ben, nach den gleichen Lehrplänen
ausgebildet werden und die gleichen

Prüfungen ablegen können.
Im Beruf soll es keinen Unterschied
mehr zwischen Frauen - und Männer­
arbeit geben. Mit gleicher Ausbil­
dung soll auch die Fra u die gleiche
Position wie der Mann erreichen

können. "

Daher verpflichtet sich die Wiener
Arbeitsmarktverwaltung "um dieser
Devise zu entsprechen, die Informa­
lion für Frauen und Mädc hen noch

mehr als bisher in den Vordergrund

ihrer aktiven Arbeitsmarktpolitik
stellen. "

Auf einer anderen Seite wird unter
dem Titel "Lebensberuf oder Neben­
beschäftigung" von einer Untersu­
chung der Arbeiterkammer über die

Einstellung zur zukünftigen Berufs­
tätigkeit von Mädchen berichtet.
Dabei wird darauf verwiesen, daß

"wenn die Mutter allein über die

Zukunft ihrer Töchter zu bestimmen
hätten, dann würden sie den Beruf
in erster Linie als 'Nebenbeschäfti ­
gung' und nicht als 'Lebensberuf'
planen" und daß auch die Töchter

10 Maturantinnen mit AHS oder HAK
wird die Tätigkeit als Sachbearbeite­

rin angeboten und 2 Sekretärinnen mit
perfekten Englischkenntnissen können
mit einem interessanten selbständigen
Wirkungsbereich rechnen.

Bei diesem aufregenden Angebot
darf es niemanden wundern, daß
viele Frauen, die solche Arbeiten
offeriert erhalten und nur zu derarti­

gen unterprivilegierten Tätigkeiten
herangezogen werden bzw. leisten
können, an ihrer Arbeit keinen Ge­

fallen finden. Zu Hause zu bleiben
erscheint daher vielen Frauen als an­
genehmer - deswegen Nebenberuf ­
auch wenn es keine Alternative ist.

Sollte die Arbeitsmarktverwaltung
nicht wollen, daß der Appell der UNO
und andere ähnliche Forderungen, die
auch sie sich stellt, weiterhin unge­

hört verhallen, müßte sie sich eine
besondere Förderung der Frauen ein­

fallen lassen. Eine Förderung, um die
Frauen aus dem "Ghetto" der Frauen­

berufe zu holen, wo viele billige
Arbeitskräfte vorhanden sind und
Tätigkeiten von Frauen grundsätzlich
als minderwertig angesehen werden.



Die niederösterreichischen Gemein­
den sind stärker verschuldet als solche
in anderen Bundesländern. Man
spricht von 6 Md. Schilling. Doch ­

ganz abgesehen von der Möglichkeit
einer alternativen Gemeindepolitik
- die Alternative fehlte. So war denn
auch das Ergebnis:

die ÖVP erhielt 51,9 %(gegen 51,10/0
1970), die SPÖ 43,5 %(43,50/0),

die FPÖ I, 5%(I, 20/0), die KPÖ 1,10/0

(1,30/0) und Namenslisten 2 % (30/0).

Ziemlich anders ist die Vorarlberger
Situation. Kein WW1der: "Vorarl­
berg ist ein selbstständiger Staat"
(Landesverfassung Art. 1), Hier herr­

sehen beinahe Schweizer Verhältnis­
se, die Kommunalpolitik ist außer­
ordentlich personalisiert: So gab es
in einem Drittel der Gemeinden
nicht einmal Parteilisten, sondern
nur leere Zettel. Dem, wie einer
behutsameren Politik gegenüber
Biirgerwünschen, ist wohl auch der
SP-Erfolg, vor allem in Bregenz zu­
zuschreiben: Sie hat dort jetzt die
absolute Mehrheit.

Eine weitere Gemeinderatswahl
wird es am 27. April in der Steier­
mark geben. Sie wird insoferne
interessant sein, als es sich zeigen
wird, ob die KP ihre hochgejubel­
ten Betriebserfolge wenigstens in
den Gemeinden in allgemein-politi­
schere Erfolge wird verwandeln
können. Leider steht auch in der
Steiermark eine Alternative aus.

*

das Geld nicht mehr und die Aufgaben
werden nicht geringer, wenn man
einfach neue Grenzen zieht.

Hedorfer /Mitteweg -Gern eindesiedlung,
Wien 11.

Orts des Nichthandeins:

Vorgeschichte:

Die Simmeringer Lände ist wegen des
Baus einer Kläranlage seit etwa 3 .Tah­
ren gesperrt.

Die Umleitung führt über: Heidegrer­
straße -Ladenbauergasse-Florian-
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Aktion «Zebrastreifen»

Dmmuna
litik

Eine gewisse folkloristische Note
konnte man den Stellungnahmen der
künftigen, gewesenen oder gebliebe­
nen Bürgermeister in NÖ nicht ab­
sprechen: die einen versuchten sich
staatsmännisch nach dem Vorbild
ihrer Bundesvettern zu geben, die
anderen strichen ihre lebenslange Zu­
gehörigkeit zum Heimatdorf heraus.
Dabei ging leider fast unter, daß Ge­
meindeprobleme keineswegs so lächer­
lich sind, wie es manchmal klingen
mochte. Immerhin hat in NÖ die
Gern eindez usam m en legu ng
die Anzahl der Gemeinden gedrittelt
(jetzt 558 statt 1625 Ende der 60 -er
Jahre). Die Maßnahmen hatten sei­
nerzeit große Widerstände zu über­
winden. Und die kamen nicht nur von
gekränkten Dorfoberhäuptern, die
LT-Parteien VP und SP zogen die
Gemeindegrenzen oft nach einem
wahltaktisch abgesprochenen Muster
und nicht nach einem überprüfbaren
kommunalen Konzept. Dabei stießen
sie auf den Widerstand der Bevölke­
rung. Die KPÖ versuchte die Unruhe
für sich zu nützen. Ohne Erfolg. Sie
konnte ihre Stellungnahmen im

Grunde nicht anders begründen als
besagte Dorfehrenträger • Denn gerade
in NÖ war die Gemeindezusammen ­
legung eine Notwendigkeit. Wie soll­
ten Kleingemeinden mit wenigen
hundert Einwohnern ihre Aufgaben er­
füllen, wenn ihr Jahreshaushalt manch­
mal nicht einmal ausreicht, um eine
Wasserleitung oder eine neue Gemein­
destraße zu bauen? Allerdings wird

Gemeinderatswahlen
n den Bundesländern

Von Gleichberechtigung, geschweige
denn von Emanzipation, kann noch
nicht gesprochen werden. Denn die
Erwerbstätigkeit kann zwar der Frau
zu einer ökonomischen Unabhängig-
keit verhelfen, bedeutet aber erst
die notwendige Voraussetzung tur
ihre Emanzipation und nicht die
Emanzipation selbst. Solange die
Frauen am Arbeitsplatz in der Regel

Idie Rolle der billigen unqualifizier-
ten Arbeitskräfte spielen, kann man
kaum von einer Gleichberechtigung

Iin der Gesellschaft sprechen, da die
minderwertige Stellung in der Ar-
beitswelt nur eine neue Variante
ihrer Unterordnung und Ungleichheit
überhaupt ist. Nicht die Erwerbstätig-
keit selbst, sondern auch Qualifika-
tion und Bildung, sowie das Angebot

Ian entsprechenden Arbeitsplätzen
sind von entscheidender Bedeutung.

Für die Übergangszeit wird neben
einer Förderung der Frauen, um in
anderen Berufen Fuß zu fassen und
einer Aufwertung von traditionellen
Frauenberufen durch Einstellung von
Männem (z . B. Kindergärtner), wird
ein Abbau der sozialpsychologischen
Hemmungen (Minderwertigkeitskom -
pl~x bezüglieh der Berufsaus übung,
Übernahme der alleinigen Verantwor-
tung für den Haushalt u. ä.) bei den
Frauen notwendig sein.

Ob dies di e Arbeitsmarktverwaltung
oder andere Institutionen werden
durchführen können, ist eher zwei-
felhaft ?

Wenn wir wollen, daß sich eine Ver-
änderung im Berufsbereich ergibt,
müssen wir, wie soll es auch anders
möglich sein, darum kämpfen!

O.M.*
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Professoren über Wert eines Frauenkopfes
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(Ich inte~siere mich für den Beruf desl

I"DiPlomPflegers in Wien" und ersuche uml
Zusendung einer Informationsschrift.
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eeburt~datum: .

ichUlboldUng: ~
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Verbunden mit dem Scheitern
(= Beschränkung auf die organi­
sierte Linke) der verschiedenen
Kampagnen und Kämpfe (gegen Pä­
dagogikum, Diplomstudienordnung)
hat ein breiter Prozeß der Frustra­
tion und des Desinteresses einge­
setzt. Politik - aber vor allem linke
Politik - stößt auf eine breite Ab­
lehnung der Studenten.

Die Reaktion der Linken auf diese
Situation ist bedenklich. Sicherlich
auch bedingt durch die Vorwahlzeit
haben die Kämpfe um die FUhrung
der nicht vorhandenen Bewegung
noch zugenommen, dem wachsen-

•

Auf der Liste "offensiv links"
kandidiert die FÖ] - Bewegung fUr
Sozialismus gemeinsam mit dem
ZBS/Innsbruck zu den ÖH -Wah-
len. Kandidiert wird fUr den Zentral­
ausschuß, den Hauptausschuß Wien
und Innsbruck, sowie fUr eine Reihe
von Fakultäts- und Studienrichtungs­
vertretungen. Verhandlungen Uber
eine gemeinsame Kandidatur mit
anderen Gruppen scheiterten; die
GRM und der VMS lehnten nach kur­
zen Kontaktgesprächen ohne BegrUn­
dung jede weitere Diskussion ab.

Zu den ÖH-WaHen

Konkrete Vorstellungen gibt es be­
reits.

Doch die Mieter sind sich über eines
im klaren: Ohne Erfüllung der obge­
nannten weitergehenden Forderungen
wird der Verkehr nur dann zu einer

geringeren Gefahr, wenn die Polizei
ihn überwacht. Und das geschieht in
letzter Zeit immer seltener. In der
restlichen Zeit bleibt es, wie es war.
Ein Spießrutenlaufen - vor allem der
Kinder - zwischen dem Kinderspiel­
platz, der Schule und dem EKZ.

Die Mieter warten nicht mehr lange,
bis man gewillt ist, die weiteren For­

derungen zu realisieren. Sie sind ­
zunächst in dieser Frage - zu der
Überzeugung gekommen:

Fazit:

2. Fazit:
OHNE AKTION - KEINE REAKTION.

Was geschah dann?

Aufgrund zahlreicher Anrufe empör­
ter Mieter in der Bezirkshauptmann­
schaft vorerst nur verschärfte Kontrol­

len durch die Polizei.

Weitere Unfälle, in letzter zeit kurz
aufeinanderfolgend.

3. Die geplante Zusatztafel "Ach­
tung Kinder" wurde nicht montiert.

4. Kein Zebrastreifen mit Blinkampel
vorhanden.

5. Die geforderte und bewilligte Um­
leitung wird infolge schlechter
und vor allem undurchdachter Be­
schilderung (alte Umleitungsroute
hat nach wie vor Vorrang) kaum
in Anspruch genommen.

Bereits 1971 machten Mietervertreter
bei einer Vorsprache den damaligen
Bezirksvorsteher Weber auf die Gefah­
ren aufmerksam. Es geschah nichts.
Doch: Unfälle häuften sich. Im Juni
1973 führten die Mieter eine Unter­
schriftenaktion durch und überreich­

ten Bezirksvorsteher Paulas einen
Forderungskatalog, dessen Erfüllung
die Verkehrssituation wesentlich ver­
bessern könnte. Der Zeitpunkt der
Aktion (im Oktober 1973 fanden Ge­
meinderatswahlen statt) bracht~ es
mit sich, daß die Forderungen der
Mieter seitens der Behörden und poli­
tischen Institutionen teilweise erfüllt
wurden. Jedoch nur teilweise.

Und zwar:
30 km/h-Begrenzung in der Florian­
Hedorfer-Straße, Umleitung der Um­
leitung.

Jedoch:
1. Weder Autofahrer noch Polizei re­

gistrieren die Geschwindigkeitsbe­
grenzung (die Überprüfung der Hal­
teverbote im Siedlungsgebiet ist
wichtiger als die Einhaltung der
Geschwindigkeitsbegrenzung).

2. Die 30 km/h -Tafeln sind viel zu
klein.

Aus diesem Grund sind seither viele
Unfälle, besonders mit Kindern, pas­
siert - vor kurzem erst ein tödlicher.

Nachdem die Florian - Hedorfer-Str aße
eine breite, schnurgerade Straße ist,
rasen die Autofahrer durch, als ob es
sich wn eine Autobahn handle.

Hedorfer-Straße mitten durch die
Siedlung.

Fortsetzung von Seite 5

AKTION "ZEBRASTREIFEN"



I. 5.
MAIFEST AKTUELLER ABEND

2. 9.
CLlJBBETRlEB I fv1ARE LUISE

I KALT8'EGGERI
i Portugal auf dem Weg
I

I zum Sozialismus?I

I

Wien 2, Odeongasse 1
&1gang: Große Motwengasse

Telefon: 24 70 402

3. 10.Geöffnet ab 19l1v
Prograi II1Ibegit11 un19Uhr30

FEST DER LESUNG
ASSISTENTEN PETER TURRINI

I
I
I

I
I
I

4.
1

11.
STlDENTENABEND



12. 19. 26.
AKTUELLER ABEND GESCHLOSSEN AKTLELlER ABEND

bei Schönwetter kann man bereits
den Neufeldersee aufsuchen
(wir bauen die Zelte für den Sommer

auf)

16.
GESCHLOSSEN

17.
GESCHLOSSEN
bei Schönwetter kann man bereits
den Neufeldersee aufsuchen
(wir bauen die Zelte für den Sommer
auf)

23.
EINSCHÄTZl.Jf\X3
DER öH-WAHLEN

24.
LESUNG \fO\J
AUTOREN
E. A. RICHTER/ZENKER
und Information über die Arbeit der

Gruppe "WESPENNEST"

FILMABEND

31.
1

GESCHICHTE DES
ARBEITERUEDES

18. 25.
GESCHLOSSEN STUDENTENABEND
bei Schönwetter kann man bereits
den Neufeldersee aufsuchen
(wir bauen die Zelte für den Sommer
auf)

Mai
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ZU DEN ÖH-WAHLEN
Übersichtüberdie Arbeitskreise inWien

o ROTER BÖRSENKRACH:
den Desinteresse wird ein wachsen­
der Papierberg gegenübergestellt.
Eine Änderung der Strategie - soweit
bemerkbar - drückt sich maximal
in den veränderten Losungen der ML
aus, die jetzt glaubt, alle Studen­
tengruppen von der eigenen bis zur
ÖSU einigen zu müssen. was jedoch
praktisch erfolglos bleibt.

Kapital I

AK Imperialismus

jeden Freitag 20 h
1020, Schrnelzgasse 7
Peter Rosner

jeden Dienstag
Miki Landesmann
Tel. 93 08 914

o SEMINAR ZU DEN "GRUNDSÄTZEN DER FÖJ" BEWEGUNG
FÜR SOZIALISMUS!'
jeden Mittwoch 19.30 h
Club links, 1020. Odeong. I/Ecke Gr. Mohrengasse

Wir haben dieser Lage momentan
auch nicht viel mehr als andere
Flugblätter entgegenzusetzen, je­
doch ergeben sich für uns eine Reihe
von Schwerpunkten. die von der
Linken zu wenig beachtet werden.

Es genügt nicht. die Hochschulreform
vom negativen Standpunkt aus zu
kritisieren. das heißt den gegenwär­
tigen Zustand auf den Uni' s indirekt
zu verteidigen. Für einen Großteil
der Studierenden bedeuten die Stu­
dienverschärfungen keineswegs

einen derart zentralen Angriff, daß
sie diese Frage zum Anlaß einer
politischen Auseinandersetzung neh­
men. Die gesamte Ausbildungssitua­
tion mit aU ihren Selektionsmecha­
nismen bringt vielschichtigere Prob­
lemstellungen mit sich.

Prüfungsdruck und -angst. ständiges
Konkurrenzverhalten. das für den
einzelnen sinnlos erfahrene Wider­
käuen von Lehrmeinungen und die
völlige Unsicherheit betreffend die
spätere Berufswirklichkeit ergeben
eine Reihe von Ansatzpunkten für
linke Politik, die bisher kaum beach­
tet wurden.

Wir versuchen, durch inhaltliche Aus­
einandersetzungen mit der bürgerli­
chen Wissenschaft einerseits und and­
rerseits durch das Eintreten gegen die
gegenwärtigen Formen der Ausbildung
(Frontalunterricht, Anpassung an Mit­
telschulen durch Reduktion des Dar­
gelegten auf abfragbares Wissen,
Hierarchie) sowie durch die Diskussion
spätere Berufswirklichkeit zumindest
das interesse der Studenten für
ein Befassen mit den Bedingungen
ihres Studiums zu erwecken. Dies
erst kann die Voraussetzung für jede
Art von Bewegung an den Hochschu­
len sein.

K.L. *
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AK Wirtschaftsjournalismus - Kontakt:
Peter Rosner. Tel. 2417 693

AK Sozialpartnerschaft .. Kontakt:

Klaus Haase, Tel. 34 92 56

Plenum jeden Dienstag 20 h, Cafe Votiv

o PLATTFORM UNDOGMATISCHER LINKER (PUL):

Die Hochschulreform : ihre Ursachen und Auswirkungen
jeden Donnerstag 19 h
1020, Gredlerstr. 10/7, Tel. 24 69 472
Wohnung Spitz

o GRUPPE LINKER SOZIOWGEN :

Zur Marxschen Methode der Klassenanalyse .. Kontakt:
Franz Nahrada, Tel. 34 67 145

Plenum jeden Dienstag 20 h
1090, PorzeUangasse 3330 Tel. 34 67 145

o GRUPPE LINKER NATURWISSENSCHAFTER:

Kontakte: jeden Sonntag J.9 h Club links

o ARBEITSKREISE BERUFSTÄTIGER AKADEMIKER:

Soziah"issenschafter: Möglichkeiten und Perspektiven der
gewerkschaftlichen Or ganisierung
jeden Montag 17 h Porzellangasse 33a/IV/4,
Tel. 34 67 145

Assistentengruppe .. Kontakte: Helmut Hirsch, Tel. 2640 864

AK Probleme des akademischen Mittelbaus
jeden Samstag 14 h.l020, Schöng. 14/28

o STUDENTENABEND: jeden Sonntag 19 h Club links *
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1 14. Parteitag der KPI

Mit Ihrer gütigen Erlaubnis!

Es war ein zu schöner Versprecher:

Anstelle vom compromesso storico

(historischer Komprorniß) sprach ein

sizilianischer Delegierter von con

permesso storico ("mit historischer
Erlaubnis").

Vom 17. bis zum 24. März zog

dieser Parteitag die Aufmerksamkeit

nicht nur der Linken auf sich. Es
gab Aufregungen: die Christdemokra­

ten zogen ihre Beobachterdelegation

zurück. Sie gaben vor, damit gegen
das Verbot der putschistischen portu­

giesischen Schwesterpartei zu pro­

testieren. Die angesehenen Partei­

führer legten wieder einmal ihre
Ansichten dar. Schließlich wurde

das Politbüro abgeschafft und dafür

das Sekretariat gestärkt. Am Ende

hatte man den Eindruck, im Grunde

sei überhaupt nichts geschehen. Doch

das wiederum ist ein Fehlschluß.

lung beziehen mußte. Heute versteht

darunter die Rechte um AMENDOLA

einen sofortigen Regierungseintritt,

das Zentrum um den Generalsekretär

BERLINGUER sagt inhaltlich überhaupt
nichts, INGRAO sowie die gewerk­

schaftliche Linke versuchen eine Auf­

füllung mit bündnispolitischen über­

legungen, und der Parteipräsident

LONGO warnt nur mehr vor übereilten

Schritten. Und im Zusammenhang

mit der Reorganisierung (Stärkung der

Regionalverbände auf Kosten der
stärker basisorientierten Provinzial­

zellen, Stärkung des rein pragmatisch
vorgehenden Sekretariats durch Aus­

schaltung einer Kontrolle durch ein
noch eher strategisch denkendes Polit­

büro) hat das eine ganz präzise Be­

deutung: Die KPI hat endgültig jede

strategische Linie aufgegeben. Ihr

Denkhorizont reicht bis zur jeweils
nächsten Wahl. Und da Regionalwah­

len bereits im Sommer ins Haus

stehen, schämte man sich trotz aller

internationalistischen Liturgie nicht,

sich von der portugiesischen KP zu

distanzieren. Es war ein würdiger

Abschluß dieses Parteitages.

Eines aber sei am Rande bemerkt:

Wie versumpft diese Partei auch ist,
sie hat es immerhin über sich ge­

bracht, die anderen politischen Kräf­

te des Landes offiziell zu ihrem Kon­

greß einzuladen, vor alle mau c h

die Linksorganisationen.
Man stelle sich das einmal in Öster­

reich vor: gerechterweise muß man

dazu sagen, daß wahrscheinlich bei

dieser KPÖ auch niemand kommen

würde (nur zum zuhören).

A.R.*

Libanon: Bürgerkrieg
oder Revolution

1969 wurden zwischen der Regierung
des Libanon und der PLO im "Kairo-

er Abkommen" Vereinbarungen getrof­

fen, in denen den Palästinensern im
an Israel angrenzenden Süden Liba­

nons, im Arkul - auch "Fatah -Land"

genannt - Rechte auf Errichtung und

Unterhaltung exterritorialer flücht­

lings- und Ausbildungslager einge-

räumt wurden. Dies wurde von den
Israelis sehr bald zum Anlaß genom­

men, um für einen alten noch nicht

verwirklichten Annektionsplan die

entsprechenden Voraussetzungen zu

schaffen: durch die Eroberung jenes
Gebietes am Fuße des Hermon-Gebie­

tes, wo der Hashbani-Fluß seinen Ver­

lauf hat, könnten sie das für die Be­

wässerung ihrer Felder in Nordgaliläa

dringend nötige Wasser endlich bekom- I
men. Nach dem Einrücken der Palästi- i
nenser in dieses Gebiet, schien es zu - I
nächst so, daß den Israelis geradezu

das gewünschte Alibi geliefert wurde, !
diesen Plan durchzusetzen. Die frühe- I
ren in Beirut residierenden Großgrund-

besitzer kümmerten sich überhaupt I,

nicht um Land und Bevölkerung, um

die notwendigen Infrastrukturen zu
schaffen; die späteren Großunterneh­

mer in Beirut fanden es wiederum zu

riskant, in dieser "heißen Gegend" zu

investieren. Die im Mai 1970 begon­

nenen systematisch betriebenen be­

waffneten Interventionen Israels, die
unter der Bezeichnung "Strafexpedi-

Zwar stand der unvermeidliche histo­

rische Komprorniß im Mittelpunkt der

Debatte. Und alle bekannten sich zu
ihm, von AMENDOLA (rechter flü­

gel) bis zu INGRAO (Linke) und

TRENTIN (Gewerkschaften). Das
aber bereits ist ein Indiz: Diese poli­

tische Formel ist inzwischen inhalts­

leer geworden. Als sie konzipiert
wurde, war sie als eine Art italieni­

sches Gegenstück zur antimonopoli­

stischen Demokratie anderer Parteien
gedacht. Es war immerhin ein strate­

gisches Konzept, zu dem man Stel-

HEINZ ROLISCH
LlEBIGGASSE 9
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Z.P. *

Interview mit Mitgliedern des portugiesischen
Movimento des Esquerda Socialista

MFA,POIO

POVOMFA
, ... C.". t,ampanllldedll"",IIHJO{UITUril

Bezüglich der Massenbewegung ist
folgendes zu bemerken. Die Periode
der spontanen Massenkämpfe geht
ihrem Ende zu. Die autonomen Mas­
seninitiative unterliegt immer Ire hr
der Kontrolle durch die Parteien und
hier insbesondere der Komm unisti­
schen Partei. Wo die PCP die Mas­
seninitiative nicht zu kontrollieren
vermag, setzt sie alles daran - zu­
meist erfolgreich - diese zu blockie­
ren, zu bremsen, zu liquidieren.

auf die Gestaltung des portugiesischen
Prozesses aus, und konnte nach dem
11. März ihre Position noch weiter
ausbauen.

Frage: Was ist die Stellungnahme des
MES zur Suspendierung der Christde­
mokratischen Partei (PDe) und der
AOC sowie zum Verbot der maoisti­
sehen MRPP?

Frage: Am 11. März scheitert~ ein
reaktionärer Putschversuch. Die Be­
wegung der Streitkräfte institutiona­
lisierte sich in Form des Obersten Re­
volutionsrates. Banken und Versiche­
rungen wurden verstaatlicht, andere
Schlüsselsektoren der portugiesischen
Wirtschaft werden folgen, Die Kom­
munistische Partei scheint an Terrain
zu gewinnen. Wie definiert der MES
die gegenwärtige politische Konjunk­
tur?

Das folgende Interview wurde am 23. März 1975 um 2 Uhr früh mit zwei
Mitgliedern der politischen Kommission des MES (Movimento des Esquerda
Socialista) in Lissabon abgehalten. Die MES ist eine Abspaltung von der PS?
(Sozialistische Partei Portugals), der Partei Soares. Sie hat sich u. a. wegen
mangelnder Zusammenarbeit der PSP mit anderen linken Gruppen abge­
spalten.

Antwort: Wir werden diese Frage ge­
trennt nach Militär, Bourgeoisie, po­
litischen Kräften der Linken und
Massenbewegung beantworten. Am
11. März unterlag die spinolistische
Fraktion innerhalb der MFA. Die
MFA ist nicht homogen, neigt zum
Pragmatismus. vertritt keine klar
definierte politische Linie und ist
von starken Widersprüchen geprägt.
Diese Widersprüche kulminierten am
28. September und kürzlich am 11.

März. Beide Male wurde die spinoli­
stische Fraktion, die eng mit dem
Großkapital verbunden ist, vom
progressiven Flügel der MFA zurück­
gedrängt. Die Schaffung des Obersten
Revolutionsrates, in dem die revolu­
tionären EIern ente der MFA domi­
nieren, bedeutet einen wesentlichen
Schritt hin zur Konsolidierung des
portugiesischen Pro zesses. Das Kapi­
tal und die ihm verbundenen Parteien
befinden sich derzeit im Rückzug,
wobei wir aber mit Sicherheit mit
einem neuen Putsch zu rechnen haben.
Im Augenblick ist die Hegemonie der
revolutinären Kräfte in der MFA die
Gewähr dafür, daß eine organische
Regruppierung der Rechten sehr er­
schwert wird.

Die MFA ist der politische Motor des
portugiesischen. Prozesses. Die Kom­
munistische Partei Portugals (PCP)
übt ihrerseits den stärksten Einfluß

tionen" mit 1.000 Mann angefangen
haben. wurden im Februar und im
September 1972 auf das Ausmaß von
3.000 Mann. 200 Panzer und Pan zer­

wagen, schweren Infanteriewaffen
mit Luftunterstützung eskaliert - das
bewirkte das übrige. In einem 20 km
breiten Streifen entlang der 80 km
langen Grenze zerstörten die Israelis
Häuser, sprengten sie Brüc ken und
Straßen. Ein Massenexodus der ansäs·
sigen Bevölkerung setzte ein, die zu
Zehntausenden die Beiruter SI ums
vergrößern halfen. Erst die im Jänner
diese Jahres zwischen dem libanesi­
sehen Staatpräsidenten Franjieh und

unterwerfen. was gescheitert ist ­
unumgänglich machen würde. Das
aber wäre ein neuerlicher Ausbruch
des Bürgerkrieges, in dessen Verlauf
die Falange wie die Israelis auf einen
zweiten "Schwarzen September" der
Palästinenser, auf ihre Liquidierung
und Vertreibung nach Syrien speku­
lieren. Heute könnte allerdings ge­
rade das Gegente il davon eintreten.
Aus einem Bürgerkrieg könnten die
Palästinenser, für deren Sache die
Arbeiter in den großen Städten des
Landes in Streik getreten waren, ge­
meinsam mit den Massen der ausge­
poverten und ausgebeuteten Moslems
siegreich hervorgehen. Das wäre eine
revolutionäre Situation, die im Na­
hen Osten völlig neue Perspektiven
eröffnen würde.
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Antwort: Diese Maßnahme des Ober­
sten Revolutionsrates ist nicht die
erste ihrer Art. Nach dem 28. Sep­
tember wurden zwei Parteien der Rech­
ten, und zwar die Partei des Fort·
schritts und die liberale Partei aufge­
löst. Ausgehend davon, daß in Portu­
gal keine "Demokratie" nach west­
europäischem Muster möglich ist, be­
fürworten wir die Auflösung reaktionä­

rer Parteien. Obwohl wir grundsätz ­
lieh unsere Zweifel anmelden möch­
ten, ob es allein mit administrativen
Maßnahmen wie Suspendierung und
Verboten getan ist. AOC und MRPP
haben in letzter Zeit Positionen ein­
genommen, die wir als reaktionär
bezeichnen. Aber wenn sie auch irri­
ge Positionen eingenommen haben,
so sollte es der Arbeiterklasse über­
lassen bleiben, diese zu denunzieren.
Es steht weder der MFA noch der
Kommunistischen Partei zu, linke
Gruppierungen auch wenn sie objek­
tiv gesehen im Irrtum sind, auszu­
schalten.

Frage: Welche Kapitalfraktionen wer­
den von der PPD und von der CDS
vertreten ?

Antwort: Wir möchten diese Frage auf
die PS (Sozialistische Partei) ausdeh­
nen. Die PPD vertritt, wenn man so
will, die sogenannten fortschrittli­
ehen Sektoren des Großkapitals, wäh­
rend die CDS die rückständigsten Sek­
toren des portugiesischen Bürgertums
repräsentiert. In der Sozialistischen
Partei finden sich Teile der Klein­
bourgeoisie, der Mittelschichten und
der Großbourgeoisie. Außerdem ver­
fügt die PS über eine starke Arbeiter­

basis. Diese Konstellation führt dazu,
daß die PS sehr widersprüchliche und
s~hwankende Positionen einnimmt.

Frage: Wäre ein Zusammenschluß
zwischen CDS und PPD möglich ?

Antwort: Nein. Wahrscheinlicher ist
eine Allianz der PS mit der PPD.

Frage: Welcher Stellenwert ist nach i
Ansicht des MES den Wahlen zur ver-I
fassungsgebenden Versammlung zuzu - I
messen?

Antwort: Die portugiesische Arbeiter­
schaft braucht keine Wahlen. Wah­
len braucht die Bourgeoisie, um ihre
politische Macht wiederzugewinnen,
ihre Schäfchen aufs Trockene zu
bringen und um ihre Frustrationen
abzureagieren. iJ'brigens kommt den
Wahlen am 25. April von vornherein
keine Bedeutung mehr zu. Die ver­
fassungsgebende Versammlung wird
genau j(~ne Art von Verfassung ma­
chen, wie sie dem Obersten Revolu­
tionsrat gefällt. Wir warten jetzt täg­
lich darauf, daß die MFA den politi­
sehen Parteien einen Pakt vorschla ­
gen wird, in welchen die Grundzüge
der künftigen Verfassung bereits vor­
weggenommen sind. Wir können be­
reits jetzt sagen daß wir diesen Pakt
nie h t unterschreiben werden. Denn
mit diesem Pakt versucht die MFA
die bürgerliche Demokratie zu kon­
trollieren' wir aber sind der Meinung,
daß die bürgerliche Demokratie von
der Arbeiterklasse nicht kontrolliert,
sondern nur liquidiert werden kann.
Der MES kämpft für den Sozialis­
mus in diesem Land, der auf Orga­
nen der Arbeiter- und Volksmachl:
aufgebaut ist und deren höchstes Or­
gan die Volksversammlung ist. Die
MFA ist eine Institution des Über­
gangs. Die programmierte Allianz
der Arbeiterklasse mit der MFA muß
ihren organisierten Ausdruck finden
und dazu braucht es keinen Pakt zwi­
schen MFA und Parteien.

Frage: Wenn die Militärs das letzte
Wort haben, legt das nicht den Ver­
dacht nahe, daß sich hier eine Art

Militärdiktatur installiert ?

Antwort: Eine Militärdiktatur steht
uns dann ins Haus, wenn die Um­
wandlung der portugiesischen Streit­
kräfte, ihre Demokratisierung und
ihre organi.che Verbindung mit den

Volksrnassen ins Stocken gerät. Die
MFA handelt nicht als Transmissions­
riemen politischer Parteien, derzeit

reagiert sie auf den direkten Druck
der Soldaten einerseits und der Ar­
beiterklasse andrerseits. Die für das
Militär in aller Welt übliche Hierar­
chie und die Vertikalität der Befehls­
gewalt funktionieren nicht mehr. In
gewissem Sinne beginnt das portu­
giesische Militär bereits wie ein
Volksheer, wie eine Miliz zu han­
deIn. Bisher wurden alle Versuche
vereitelt, die diesen ständigen De­
mokratiesierungsprozeß aufhalten
wollten und beispielsweise vorschlu­
gen, das portugiesische Militär zu
einem Berufsheer umzubilden.

Frage: Welches sind die Perspektiven
des portugiesischen Prozesses?

Antwort: Grundsätzlich hängt das von
mehreren Faktoren ab: vom interna­
tionalen Kräfteverhältnis, von der
künftigen Entwicklung in Spanien und
davon, inwieweit die Allianz zwi­
schen MFA und Arbeiterklasse an kon­
kretem Inhalt gewinnt.
Es ist noch vieles offen.

Das Interview wurde von M. -L. K.
geführt.

*

ERICH MAKOMASK I

Eme Allgemeine
UnblJ - und SChadens-Versicherungs-Gesellschaft

ßijro: 1040 Wien, Südtirolerplatz 6
Telefon: 65 87 97/98/99

Priv.udresse: 1100 Wien, Aüudaguse 7/29/14
Telefon: 62 74 302
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Interviewmit Genossen
de la Fuente (MIR)

Nicht erst seit dem chilenischen Militärputsch steht die Entwicklung in Chile
im Mittelpunkt der Auseinandersetzungen der Linken. Seit dem Putsch aber
bietet sich für die verschiedenen Strategiediskussionen eine recht makabre
Möglichkeit, die der politischen Leichenfledderei: Da die Arbeiterorganisa ­
tionen in Chile in den Untergrund gedrängt sind, okkupiert man flugs eine
der Organisationen für sich als Exponent der eigenen Linie. Die wirkliche
Situation des chilenischen Widerstandes wird kaum mehr thematisiert.
"offensiv links" sprach darüber mit dem Genossen Victor Romeo de la Fuente,
einem MIR-Funktionär, der seit dem Putsch in einem KZ inhaftiert war,
vor einem Monat aufgrund des internationalen Drucks auf die Junta freige­
lassen wurde und derzeit im Pariser Exil lebt.

Apropos Schmattes. Der Nebenfront
Prostitution steht die ebenso wichtige
Nebenfront der Bestechung, der i<orrup'
tion zur Seite:

"Seither beschränken sich viele auf
kurzfristiges, straff auf das Ziel aus­
gerichtetes Verweilen, währenddessen

ein mit Schmattes beglückter Taxi­
fahrer vor der Haustür wartet. "

*Z.

sich in der derzeitigen konterrevolu­
tionären Situation nicht geschlossen
gegen die Junta richten. Deshalb
richtet der MIR heute seine Strategie
vor allem auf die Rekrutierung neuer
Aktivisten aus, aber wir betonen,
daß dies nur für die gegenwärtige Si­
tuation gilt, in der die Massenbewe­
gungen zurückgegangen sind und kei­
ne Möglichkeit für eine offene poli­
tische Arbeit besteht.

"Beamtenbestechung soll in Polen so :
vor sich gehen: Wenn der Antragstellei
dem Bürokraten seine Wünsche be­
kanntgibt, stellt er einfach eine Zu­
satzbitte: 'Könnten Sie mir bei die­
ser Gelegenheit einen loa-Zloty­
Schein wechseln, vielleicht in zwei
Zwanziger" "

Kleine Preise, große Leute. Das Ost­
West-Geschäft blüht. Wie eine fette,
übelriechende Pflanze auf dem Sumpf.

V. R. : Der aktive Widerstand wird
heute nicht mehr von den Massen ge­
tragen, sondern von den proletari­
sehen Avantgarden. Diese bilden
einen Kern, um den sich so etwas
wie ein passiver Widerstand heraus­
bildet. Die Massenbewegung kann

OL: Wie beurteilst Du die heutige
Situation des chilenischen Wider­
standes ?

"Ein Wiener Textilkaufmann, der um
sechs Uhr früh an der Peripherie 'we­
gen der Nachbarn, die jetzt munter
werden', auf die Straße gesetzt wurde,
versuchte vergeblich ein Taxi zu
finden. In Arbeiterautobussen reiste
er zweienhalb Stunden bis zu seinem
Hotel. "

chen Pionier, der in Sachen Mensch­
liches-Allzumenschliches schlachten­
bummelt, alles passieren kann, wenn
er die wohlbekannten Pfade der Tu­
gend verläßt, wird in aller Dramatik
vor Augen gefOhrt:

Nach dieser entsetzlichen, demütigen­
den, alle Klassenmoral beschämenden
Odyssee (Arbeiterautobusse !), wird fol­
gendes taktisches Vorgehen zur Errei­
chung des strategischen Zieles empfoh­
len:

Um in diesem Krieg mit Haupt- und
Nebenfront (Mao würde Haupt- und
Nebenwidersprüche dazu sagen) eini­
germaßen die Orientierung zu be­
wahren, werden die zu bevorzugen­
den Stätten erfolgversprechender
Schlachten gleich angegeben:

"In Budapest zum Beispiel genießen
die Absteigen GelIert, Royal, Duna
und Astoria guten Ruf. Das Royal
gilt dabei als Geheimtip, da dort
an guten Tagen die Auswahl freund­
licher Mädchen größer ist ••• (In

Polen gab es einen aufsehenerregen ­
den Prozeß um das bekannte Hotel
Europejski, das offenbar zu hohe
lockere Frequenz aufwies. Seitdem
streben Polenkenner ohne Umweg
das Nachtlokal Krokodyl oder den
Sala Kongresowa an, wo sich die
meisten hübschen Polenkinder pro
Quadratmeter tummeln. Dieser
Kongreßsaal wurde einst von Stalin
den Polen geschenkt, zur Fördertmg
der schönen Künste). "

Das kapitalistische Geschäft, das
seit geraumer Zeit seinen siegreichen
Einzug in den "Osten" hält, beruht
auf zwei Ebenen: auf der vertikalen,

an der sich die Höhe des Gewinns ab­
lesen läßt tmd auf der horizontalen,
auf der der sachliche, verdinglichte
mit dem "menschlichen" Lustgewinn
vermittelt wird. Man kann es auch als
den gewöhlichen Kapitalismus be­
zeiclmen. dessen "menschliche" Seite
stets die Prostitution ist. Man kann
zum Ganzen auch schlicht und ein­
fach Ost-West-Kontakte sagen. In

der Nummer 8/74 der Zeitschrift
"trend" wird darauf unter dem
liebenswürdigen Titel "ost -intim"
näher eingegangen:

"Der zwischenmenschliche Kontakt
spielt im Kampf ums Ost-Geschäft
eine wichtige Rolle. 'ost-intim'
berichtet über Vorfälle, Ideen und
Fehler an der menschlichen Neben­
front. "

Solche topographischen Hinweise sind
wichtig, denn was da einem westli -

Ost-Ylest-Kontakte
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OL: Wenn also diese Frage in Chile
heute von untergeordneter Bedeutung
ist, empfindest Du es dann als sinn­
voll, daß in Österreich Aktionsein­
heiten an dieser Frage scheitern ?

v. R.: Ich verstehe nicht, warum
diese Frage hier so wichtig sein kann.
Für die Widerstandsbewegung und
auch für den MIR ist diese Frage ab­
solut unbedeutend. Das ist eine bloße
Frage der Methode. Die wichtige
Sache ist, welche Strategie man ver­
folgt, nicht die Taktik.

V.R.: Ja, es sind kleinere Aktionen,
die kein großes Ziel erreichen wollen,
sondern nur ein kleines begrenztes.
Etwa in einer kleinen Fabrik, wo ein
paar bewaffnete Genossen die Fabrik
besetzen, Flugblätter verteilen und
eine kurze Diskussion veranstalten.
Ein gutes Beispiel ist auch die Be­

setzung eines Werksbusses, in dem
dann während der Fahrt politische
Propaganda betrieben werden kann.
Diese Aktionen sind nur von lokaler
Bedeutung und ohne nationales Ziel.
Der MIR und die gesamte Widerstands­
bewegung glauben, daß jetzt nicht
die Situation da ist, bewaffnet fron­
tal gegen die Junta vorzugehen.

GALERIE AUSTERLITZ

OL: Wenn wir Dich richtig verstehen,
so heißt die Losung vom bewaffneten
Kampf, wenn sie heute in Chile ge­
stellt wird, also keinesfalls: die Junta
könne nur durch eine breite militäri­
sehe Offensive des bewaffneten Volks
hier und jetzt zu Fall gebracht wer­
den? Nach Deinen bisherigen Ausfüh­
rungen kann doch dIe Losung vom
bewaffneten Kampf keinesfalls ein
entscheidender Streitpunkt in der chi­
lenischen Widerstandsbewegung sein,
während diese Frage in der europäi­
sehen Linken sehr häufig zu Spaltun­
gen in der Solidaritätsbewegung ge­
führt hat.

Öffnungszeiten:
Dienstag bis Freitag 14-19 Uhr, Samstag 10-13 Uhr

nen Sabotageakte: langsam arbeiten,
schlecht produzieren, Material und
Energie verschleißen etc. Zuletzt:
Die bewaffnete Propaganda! Diese
ist zunächst nicht als militärische
Offensive gegen die Junta angelegt,
sondern als politische Aktion. als
Propagandaaktion. Sie ist wichtig,
um den Massen zu zeigen, daß es
möglich ist, gegen die Junta zu
kämpfen. Bei jeder dieser Aktionen
wird daher die Junta geschwächt.
Sie müssen spektakulär sein, um
ihren Zweck zu erfüllen. Außerdem
dienen sie - und das habe ich vorhin
erwähnt - dem Schutz jeder poilti­
schen Aktion. Das ist alles, was wir
in der derzeitigen Phase mit dem be­
waffneten Kampf meinen.

Die illegale Tätigkeit besteht gegen­
wärtig vor allem aus Propagandaar­
beit: Schmieraktionen und Flugblatt­
verteilungen, die aber unter dem
Schutz von bewaffneten Einheiten
vor der Polizei vonstatten gehen
müssen. So wurde etwa vor einem
Monat bei einem Feuergefecht zwi­
sehen einem Propagandatrupp und
der Polizei ein Polizist erschossen.
Eine weitere Propagandatätigkeit ist
das Abfassen von Briefen und Petitio­
nen an die öffentlichen Stellen. Diese
Aktivität ist auch vom Ausland her
sinnvoll. Dann gibt es noch die klei-

OL: Mit welchen Mitteln gelingt es
heute dem Widerstand, seine Aktio­
nen und Forderungen an die Öffent­
lichkeit zu bringen?

v. R. : Es gibt derzeit zwei Möglich­
keUen, legale und illegale. Die
legale Möglichkeit besteht in den
Verbindungen zu den offiziellen,
gelben Gewerkschaften, wo zwar die
Leitungen von der Junta eingesetzt
werden, in einigen Sektoren aber
gute Arbeit möglich ist. Dann die
Arbeit bezüglich der politischen Ge­
fangenen, in Zusammenarbeit mit
Kirchen und internationalen Organi­
sationen.

Dementsprechend sind auch die Wi­
derstandsorganisationen aufgebaut.
Die organische Einheit für den Kampf
sind die kleinen Zellen, die Wider­
standskomitees. Diese Komitees
sind so konzipiert, daß in ihnen Ak­
tivisten aus allen Parteien und Un­
abhängige zusammen kämpfen kön­
nen. Sie schalten sich in alle Bewe­
gungen ein, in den Schulen, in den
Fabriken, wo sie eben entstehen. Je­
des Komitee besteht aus 3-5 Perso­
nen, die im Untergrund arbeiten und
die Aufgabe haben, die Massenbewe­
gungen zu führen und in eine Gesamt­
strategie einzubetten.
Ihr Programm besteht im wesentlichen
aus zwei Punkten:
+ die Rückgewinnung der demokrati­

sehen Grundrechte gegen die Un­
terdrückung der Junta und

+ die Verteidigung des lebensstan-
dards der Massen.

Ihre Perspektive, ihr Ziel ist der
Sturz der Junta, die Durchsetzung
von Wiederverstaatlichungen und die
Einführung einer neuen, provisori.­
!ehen Regierung.



*

OL: Was sind eigentlich die entschei­
denden Differenzen im chilenischen
Widerstand heute? Und wie wirken
sich diese Differenzen auf die Zu­
sammenarbeit aus?

V. R.: Zuerst muß man verstehen,
was diese Widerstandskomitees sind:
Sie sind Aktionseinheiten an der Ba­

sis' nach den strengen Prinzipien der

Arbeiterdemokratie organisiert, d. h.
es gibt natürlich die verschiedensten
ideologischen Strömungen in ihnen,
die sich auf einer gemeinsamen Ba­

sis treffen. Im Kampf gegen die Jun­
ta gibt es eben verschiedene strate­
gische Implikationen • Die Differen­
zen wirken sich aber auf die Wider­
standskomitees kaum aus. weil diese
praxisbezogen sind - die gemeinsame
Aktion wird durch die ideologischen
Differenzen kaum erschwert.
Tatsächlich gibt es heute zwei Tak­
tiken in der chilenischen Linken. Ein
Teil der Linken setzt heute auf die
Kämpfe innerhalb der herrschenden
Klasse. was nach Meinung des MIR
dazu führt, daß dieser Teil die
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Kampfziele bremst: Sie sind auf le­
gale Aktionen eingeschworen und
kämpfen um eine Neuerrichtung der
bürgerlichen Demokratie; sie wollen
in einer neuen Regierung so weitge­
hende Konzessionen an die Bourgeoi­
sie machen. daß sie Teile davon in
die neue Regierung hinneinnehmen
wollen. Wir meinen. daß so eine Po­
litik das Eingehen auf proletarische
Bedürfnisse verhindert.
Die zweite Taktik zielt auf die Ver-

ankerung der Avantgarde in ihrer pro­
letarischen Basis ab. denn von dieser
Basis aus muß die Initiative (für ge­
sellschaftliche Veränderungen, d.
Red. ) gehen und nicht von Sektoren
der Bourgeoisie. Jede sozialrevolu­
tionäre Bewegung kann heute nur
vom Proletariat geführt werden.
In Zukunft. in einer neuen Situation,
wenn sich die Situation entsprechend
entwickelt, muß sich diese proletari­
sehe Macht auch in einer Volksarmee
dokumentieren. deren Strukturen sich
auf die Prinzipien der Arbeiterdemo­
kratie verpflichten.
Dies sind die Differenzen. dies sind
die Probleme, die heute vom chile­
nischen Volk diskutiert werden.

OL: In Chile ist es offensichtlich
möglich. daß - abgesehen von allen
politischen Differenzen - ein einheit­
liches '\brgehen gegen die Junta mög­
lich ist. War es für Dich nicht erstaun­

lich. daß hier in Europa die Solidari­

tätsbewegung aufgesplittert und zer­
stritten ist? Und - im Zusammen - i
hang damit - was kann nach Deiner i
Auffassung die Solidaritätsbewegung ,
für den chilenischen Widerstand tun?

V.R.: Besonders erstaunlich war für
mich, daß die verschiedensten linken
Parteien und Gruppen alle für Chile
arbeiten können, trotz aller strategi ­
scher Differenzen und obwohl sie
nicht vereinigt sind. Sie haben sich
nicht vereinheitlichen können. ob­
wohl ihr Ziel ein ähnliches ist. Es ist
ein politisches Phänomen - dieses
Phänomen sollte einmal überdacht
werden. Wir glauben. daß die Komi­
tees in Zukunft eine engere Zusam­
menarbeit als Möglichkeit ins Auge
fassen sollten.

Zu den Aufgaben und Zielen der in­
ternationalen Solidarität:
1. Wir begriissen und bedanken uns

für die Arbeit der linken Gruppen
in Europa. für die weltweite Isola­
tion der Junta und für die freilas­
sung der poiitischen Gefangenen.

2. Wir müssen die Weltöffentlichkeit
darauf aufmerksam machen. daß
die neue Politik der Junta. die
"Liberalisierung" mit neuen Mini­
stern und der Feilassung einiger
politischer Gefangener ein reines
Täuschungsmanöver ist und für den
Widerstand nichts verbessert. daß
diese ganze Scheinliberalisierung
nur eine Variante des alten Spieles
ist. Wir müssen die Weltöffent­
lichkeit darauf aufmerksam ma­
chen. daß noch immer politische
Gefangene einfach verschwinden
etc.

3. Wir hoffen und erwarten. daß die
Solidaritätsbewegung stärker wird.
Die konkreten Formen der Solida­
ritätsaktionen sollten wir jedenfalls
gemeinsam bes}Xechen. gemäß
den Möglichkeiten, die die einzel­
nen Organisationen haben.

Qh Genosse Romeo. vielen Dank für
das Interview.

Mit Victor Romeo de la Fuente sprach
R.P.
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